
Einige LVZ-Leser sprachen sich gestern
am Telefon gegen das geplante Ein-
heitsdenkmal aus. Die Mehrheit der
Leipziger wolle doch keins, wie eine
Umfrage dieser Zeitung ergeben hätte,
sagte Hans Hennig. „Das ist die Arro-
ganz der Macht. Die Bürger wollen kein
Denkmal, aber wir machen‘s eben.
Herrlich.“

Ingeburg Herfurth hält auch einen
Stadthafen für überflüssig. „Das Geld
sollte man lieber in die Müllabfuhr ste-
cken oder die Straßenbahnen gelb
statt dunkel spritzen.“ Dann gebe es
nicht mehr so viele Unfälle. 

Günter Müller merkte an, dass die zur
Zeit in der Alten Nikolaischule zum Ver-
kauf stehenden ausrangierten Fenster
aus dem Plenarsaal des Reichsgerich-
tes (vgl. Artikel „Lesestunden am Eta-
genofen“ vom Samstag) in ein Museum
gehörten. „Die verkörpern ein Stück Ge-
schichte. Das gehört in die Öffentlich-
keit und nicht ins stille Kämmerlein.“

Erika Müller freute sich, dass Kachel-
mann seine Moderation beim „Riverbo-
at“ gekündigt hat. „Der MDR sollte
statt dessen jemanden verpflichten,
der sich besser mit Mitteldeutschland
auskennt. Und jemanden, der nicht so
ungepflegt aussieht.“ Nina May

Gestern am Telefon

Arroganz 
der Macht

LESERTELEFON

Heute

Peter Krutsch (kru) 
Lokalredakteur

2181-1224
(von 10–12 Uhr)

LESERBRIEFE

Ärgerlich über die
Geldverschwendung

Zum Artikel „Grüne äußern Zweifel an Rat-
haus-Juristen“ vom 21. Januar:

Als jetzt freiberuflicher Steuerzahler bin
ich über die Geldverschwendung in Leipzig
der letzten 20 Jahre höchst verärgert. Be-
gonnen mit Trabalskis Bauorgie an Gebäu-
den, die seiner damaligen GWL-LWB gar
nicht gehörten. Millionen wurden in ein Sta-
dion investiert ohne adäquate Fußballmann-
schaft. Vorher wurden Millionen an Provisi-
on von der Stadt gezahlt. Wofür? Für die Ver-
mittlung eines Kontaktes eines windigen
Beraters mit dem zukünftigen Stadion-
investor, der noch heute von der Stadt jähr-
lich mit Millionenzuwendungen künstlich
beatmet wird. Die jetzigen Mehrkosten beim
City-Tunnel werden gar nicht mehr öffentlich
benannt. 

Der Leipziger Baugrund ist seit Tausenden
von Jahren der gleiche. Tunnel werden in
Deutschland seit über 100 Jahren gebaut.
Der erste Elbtunnel in Hamburg vor 108 Jah-
ren. Da gab es nicht so eine Baukostenerhö-
hung. Schon damals ließen sich eventuelle
Baukostenerhöhungen konkret vertraglich
vereinbaren. Ehrbare Hamburger Kaufleute
ließen ihr Geld nicht von zugezogenen Kar-
rieristen in die Elbe werfen. In alten Zeiten
wurde bei Geldverschwendern rigoros ge-
handelt. Man hat sie einfach davon gejagt.
Nicht nach Berlin oder Brüssel.

Matthias Pfeifer, 04277 Leipzig

Juristische Fälle durch
alle Instanzen getrieben

Zum Artikel „Sauna-Streit: Stadt muss 3,8
Millionen Euro zahlen“ vom 21. Januar:

Immer wieder tappt die Stadt in sehr teure
juristische Fallen. Nahezu aussichtslose Fäl-
le werden durch alle Instanzen getrieben,
was der Kommune – sprich den Steuerzah-
lern – teuer zu stehen kommt. Warum? Die
Stadt glaubt wohl ein höchstrichterliches Ur-
teil zu benötigen, um dem Vorwurf zu entge-
hen, durch einen Vergleich, der wesentlich
billiger wäre, werde etwas im Hinterzimmer
gemauschelt. Diese Verhaltensweise ist so-
gar verständlich. Nun weiß ich nicht, ob es
hierzu kommunalpolitische Vorgaben gibt,
was allerdings die Abgeordneten, die nun
gegen die Stadt Vorwürfe erheben, wissen
sollten. Es muss doch möglich sein, solche
juristischen Streitigkeiten, sobald ihre Aus-
sichtslosigkeit absehbar ist, in der Dienstbe-
ratung des Oberbürgermeisters oder in einer
Beratung der Fraktionsvorsitzenden zu be-
sprechen und abzustimmen. 

Gunter Hempel, 04103 Leipzig

Schnee ist von gestern –
Hundehaufen bleiben

Zur Sauberkeit auf Leipzigs Straßen:

Der Schnee ist von gestern, aber die Hun-
dehaufen bleiben. Ich laufe täglich durch die
Zwenkauer Straße in Connewitz und der
Hundedreck ist einfach eklig und unzumut-
bar. Was sagen eigentlich die Hauseigentü-
mer dazu, die zwar pünktliche Mietzahlun-
gen erwarten, denen aber offenbar das
Wohnumfeld gleichgültig ist. Auch für die Hy-
giene-Inspektion und den Stadtordnungs-
dienst müsste das ein Thema sein. Bedau-
erlich ist die Situation auch für Geschäfts-
leute, wer möchte sein Bier schon umgeben
von Hundehaufen genießen.

Johannes Schroth, 04155 Leipzig

Die – meist gekürzten – Briefe und 
E-Mails geben die Meinung des Absen-
ders wieder und stimmen nicht in jedem
Fall mit der der Redaktion überein.

Der Bürgerverein Leipziger Ostvorstadt
hat im Rahmen seines Projektes „Er-
fahrung trifft Kultur – Veranstaltungen
für Junggebliebene“ neue Angebote,
die sich vor allem an die Generation 
50 plus wenden. „Fastnacht, Karneval
und Fasching“ heißt es zum Beispiel
heute. Beginn ist um 15 Uhr. Die Veran-
staltung findet im Vereinshaus Leipzi-
ger Osten, Dresdner Straße 82, in der
1. Etage statt. Am 24. Februar wird
dann das Reprografische Museum be-
sucht, teilte der Veranstalter mit. Treff
ist 15 Uhr am Museum in der Prager
Straße 13 (Ecke Gerichtsweg). Der Ein-
tritt ist frei. r.

Bürgerverein

Karneval für
Junggebliebene

Einen Einblick in das Leben der Stadtjä-
ger gibt am 5. Februar der Film „Jagd in
der Stadt“. Er wird zunächst im Ausstel-
lungsraum des Wildparks Leipzig, Ko-
burger Straße 12a, den Projektpartnern
vorgestellt. Der Streifen entstand als Ge-
meinschaftsprojekt der Abteilung Stadt-
forsten der Stadt und des Jagdverbands
Leipzig. Aufgeklärt wird unter anderem
über die fachlichen und sozialen Anfor-
derungen an die Jäger und die Notwen-
digkeit der Bejagung des Wildes, heißt es
in der Premierenankündigung. Der Film
kann danach über die Abteilung Stadt-
forst beim Grünflächenamt als DVD er-
worben werden. r.

Gemeinschaftsprojekt

Film über Aufgaben 
der Stadtjäger

Mit Freispruch endete gestern Abend
vor dem Landgericht der Prozess ge-
gen einen Leipziger Schachlehrer.
Sven S. (38) war in erster Instanz
noch für schuldig befunden worden,
bei einem Turnier Mitte 2005 einen
damals neunjährigen Schüler sexuell
missbraucht zu haben. Das Urteil
lautete Ende 2007: ein Jahr Haft auf
Bewährung (die LVZ berichtete). Im
Berufungsprozess führten die Richter
jedoch begründete Zweifel an der
Aussage des Jungen an, der den Leh-
rer erst ein Dreivierteljahr nach dem
Turnier der Taten bezichtigt hatte.
Sie folgten dem Antrag von Verteidi-
ger Stephan Bonell, der auf Frei-
spruch plädiert hatte. Möglicherwei-
se habe das Motiv für die Beschuldi-
gungen darin gelegen, die familiäre
Situation klären zu wollen, hieß es.
Die Mutter hatte ein Verhältnis mit
dem Lehrer. Die Staatsanwaltschaft
hielt ihn indes für schuldig. S. K.

Missbrauchsprozess

Freispruch für
Schachlehrer

Die Entwicklung des Stadtteils Schöne-
feld vor dem Hintergrund des neuen
Stadtentwicklungskonzeptes wird am
Montag, 16. Februar, in der Gaststätte
„Stottmeier“ am Kohlweg diskutiert.
Dazu lädt an diesem Tag der Ortsver-
band Schönefeld der Linken ein. Mitar-
beiter des Stadtplanungsamtes stellen
sich Fragen nach der Erhaltung des
historischen Zentrums von Schönefeld,
der Stärkung der Gorkistraße oder der
Beschäftigungsförderung im Stadtteil,
heißt es in der Ankündigung. Beginn ist
um 18 Uhr. r.

Ortsverband

Diskussion zum
Stadtteil Schönefeld

Leipziger Gastronomen sagen der Bü-
rokratie den Kampf an. Eine der For-
derungen beim ersten Runden Tisch
mit Lokalpolitikern: ein städtischer
Ansprechpartner, der sich für die Wir-
te durch den Behördendschungel
schlägt.

Immer wenn Martin Koslik, Betreiber
des gleichnamigen Cafés in der Gott-
schedstraße, die Geschichte mit der Pal-
me erzählt, weiß er nicht so richtig, ob er
lachen oder weinen soll. Weil die Pflanze
mit 3,50 Metern ziemlich hoch war, habe
er einen Bauantrag stellen müssen, so
der Gastronom.
„Mit Hilfe meines
Anwaltes wurde die
Palme als ortsver-
änderliches Groß-
grün definiert – und
plötzlich durfte ich
sie aufstellen.“ Es
sei nur eine von vielen Geschichten, die
mit Papierkram, behördlichen Spitzfin-
digkeiten und bürokratisch vergeudeter
Arbeitszeit zu tun hätten, sagt Koslik.
„Eigentlich haben wir Wirte uns um et-
was anderes zu kümmern: Menschen be-
köstigen und unterhalten. Für juristische
Streitereien fehlen uns Zeit und Geld.“

Dennoch machen Probleme dieser Art
den Lokalbetreibern schon länger zu
schaffen. Nur ließen sie ihren Frust öf-
fentlich kaum heraus. Deshalb übt Luise-
Wirt Carl Pfeiffer auch Selbstkritik. „Wir
haben viel zu lange geschwiegen. Der
kleine Beamte, mit dem wir es im Alltag
zu tun haben, sagt prinzipiell Nein. Da-
mit ist er auf der sicheren Seite. Wir
müssen ein paar Etagen weiter oben
Druck machen.“ 

Die Zusammenarbeit der Gastronomen
mit der Stadt war gestern ein Schwer-
punkt des sechsten Gastronomietages
der Industrie- und Handelskammer und
des Deutschen Hotel- und Gaststätten-
verbandes (Dehoga). In der vergangenen
Woche hatte es bereits ein Treffen zwi-
schen Wirten und Lokalpolitikern gege-
ben, Organisator auf Seiten der Gastro-
nomen war Leipzigs Dehoga-Chef Holm
Retsch. Der bringe, seitdem er 2008 den
Posten übernahm, „endlich Schwung in
den Laden“, lobt Pfeiffer. Aber letztlich
könne ein Verband immer nur so stark
sein, wie seine Mitglieder. „Es liegt also

an uns.“
Pfeiffer gehört zu

den Wirten, die im
vergangenen Som-
mer die Interessen-
gemeinschaft enga-
gierter Leipziger
Gastronomen aus

der Taufe hoben. Mit im Boot sind die
Lokale Killy Willy, Koslik, Grundmann,
Luise, Shady, Cantona, Volkshaus und
Stelzenhaus.

Als „wichtigen Startschuss“ sieht Dierk
Steinert (Stelzenhaus) den ersten Runden
Tisch mit Stadträten. „Wir sind auf offe-
ne Ohren gestoßen, wollen die Politiker
aber auch in die Pflicht nehmen.“ Die Zu-
sammenkunft solle zwei- bis dreimal im
Jahr stattfinden. Zudem habe es einen
parteiübergreifenden Konsens gegeben,
die Änderung der Freisitzgebühren vo-
ranzutreiben. Diese neu zu regeln, das
hatte Verwaltungsbürgermeister Andre-
as Müller (SPD) bereits im Mai 2008 er-
klärt – nach Klagen der Gastronomen.

Wirte an Hauptverkehrsstraßen be-
zahlen die gleichen Freisitzgebühren wie

in der City – obwohl sie in der Regel nicht
von Touristen und Laufpublikum profi-
tieren. So regelt es die von der Ratsver-
sammlung gefasste Satzung über Erlaub-
nisse und Gebühren für Sondernutzun-
gen an öffentlichen Straßen, Wegen und
Plätzen. Der Gebührentarif ist in drei Be-
nutzungszonen eingeteilt: Hauptver-
kehrsstraßen und Stadtzentrum (Zone
eins), Haupterschließungsstraßen (Zone
zwei), Anliegerstraßen (Zone drei). In Zo-
ne eins haben Objektbetreiber vom 1.
April bis zum 30. September je Quadrat-
meter monatlich eine Freisitzgebühr von
7,67 Euro zu zahlen, in Zone zwei 2,56
Euro und in Zone
drei 1,28 Euro. In
der zentrumsna-
hen Gottschedstra-
ße ist die Gebühr
sogar gesunken.
Weil eine Tempo-
Reduzierung einge-
führt wurde, rückte die Kneipenmeile in
der Benutzungszonentabelle eine Stufe
nach unten.

„Dresden ist in Sachen Freisitzgebüh-
ren wesentlich flexibler und kostengüns-
tiger“, erzählt Volkshaus-Wirt Andreas
Bürger. „Dort bezahlt man für die teuers-
ten Flächen nur 4,40 Euro pro Quadrat-
meter monatlich. An der Frauenkirche
kostet es weniger als an der Leipziger
Waldstraße.“

Weiterer Kritikpunkt: Die Wirte in der
Messestadt müssen im Voraus für etliche
Monate die Freisitze bezahlen. „Wenn
ich Pech habe, ist der ganze April verreg-
net und ich kann nicht kurzfristig reagie-
ren“, ärgert sich Pfeifer. Wenn er Monat
für Monat anmelde, müsse er jedes Mal
25 Euro Bearbeitungsgebühr löhnen.

Die Leipziger Sondernutzungssatzung
habe mit der Realität nichts zu tun, sagt
Dehoga-Mann Retsch. Und das sagt auch
Eckehart Grundmann vom gleichnami-
gen Café. Er selbst wollte trotzdem den
Grünstreifen vor seinem Lokal als Frei-
sitzfläche einbeziehen. „Ich habe mit
zehn Ämtern geredet. Am Ende wurde es
doch abgelehnt.“

Die Wirte fordern nun einen überge-
ordneten Ansprechpartner in einem
Amt, um nicht von Pontius zu Pilatus
rennen zu müssen. Grünen-Politiker
Weichert, beim Runden Tisch dabei,
sieht durchaus Chancen dafür: „Es gibt

bei der Wirtschafts-
förderung so ge-
nannte Lotsen, die
für Firmen unter-
wegs sind, welche
sich ansiedeln wol-
len. Etwas in der Art
könnte ich mir für

die Wirte vorstellen.“ Immerhin gebe es
9000 sozialversicherungspflichtige Jobs
in der Leipziger Gastronomie. 

Alexander Achminow (CDU) möchte
genau diese Wirtschafts-Lotsen dafür ge-
winnen, sich für die Gastronomen durch
den Behördendschungel zu schlagen.
„Dafür müssen wir nur an wenigen Stell-
schrauben drehen.“

Sven Morlok (FDP) zieht über die Ge-
sprächsrunde folgendes Fazit: „Es 
wurde deutlich, dass es in der Abstim-
mung der Ämter nicht klappt.“ Er wolle
das Thema deshalb heute im Wirt-
schaftsausschuss ansprechen. „Wenn
von der Verwaltung keine Lösungsvor-
schläge kommen, werden wir Lokalpoli-
tiker mit Anträgen in den Stadtrat ge-
hen.“ Peter Krutsch

Wirte contra Bürokratie
Gastronomen fordern Ansprechpartner bei der Kommune / Erster Runder Tisch mit Stadträten

Martin Koslik: Mit Hilfe meines Anwaltes
wurde die Palme als ortsveränderliches
Großgrün definiert – und plötzlich durfte
ich sie aufstellen.

Für weniger Bürokratie und einen Ansprechpartner bei der Kommune (von links): Andreas Bürger (Volkshaus), Shady Elwan (Shady), Ralf Heinecke (Cantona), Holm Retsch (Deho-
ga), Martin Koslik (Koslik), Carl Pfeiffer (Luise) und Eckehart Grundmann (Grundmann). Foto: Andrè Kempner

Andreas Bürger: Dresden ist bei Freisitzge-
bühren wesentlich flexibler und kosten-
günstiger. An der Frauenkirche kostet es
weniger als an der Leipziger Waldstraße.

Immer mehr Beschäftigte in Leipzig
verdienen nach Angaben des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB) so
wenig, dass sie ihren Lohn mit Hartz IV
aufstocken müssen. Seien es im Januar
2007 noch 14 593 Leipziger gewesen,
die staatliche Unterstützung erhielten,
so sei diese Zahl im September des vo-
rigen Jahres bereits auf 20 242 Arbeit-
nehmer gestiegen, sagte gestern DGB-
Chef Bernd Günther. „Arm trotz Ar-
beit“, kommentierte der Gewerkschaf-
ter.

Von diesen Arbeitnehmern sind nach
Günthers Angaben zusammen knapp
9700 Menschen sozialversicherungs-
pflichtig tätig. Sie führen also Beiträge
an die Kranken-, Renten- und Pflege-
kasse ab und entrichten Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung. 3300 von ih-
nen arbeiteten Teilzeit, hätten ein Brut-

tomonatseinkommen
zwischen 400 und
800 Euro. Jeder von
ihnen erhält nach
DGB-Berechnungen
im Schnitt eine staat-
liche Leistung von
750 Euro im Monat.
6425 Arbeitskräfte
gingen einer Vollzeit-
beschäftigung nach,
„ohne davon leben zu
können“. Zu ihrem Bruttoeinkommen
von mehr als 800 Euro erhielten sie im
Durchschnitt 529 Euro aus den Hartz-
IV-Töpfen oben drauf. 

Für sie alle zusammen „muss der
Staat die Armutslöhne in unserer Stadt
monatlich mit rund 5,9 Millionen Euro
subventionieren“, sagte Günther. Im
Jahr seien das gut 70 Millionen Euro.

Die Zahl der Hartz-IV-Empfänger mit
Minijobs sei dabei nicht berücksichtigt. 

Schwerpunktmäßig konzentriere sich
die Aufstockung auf die Leiharbeits-
branche, das Gast- sowie das Verkehrs-
gewerbe. „Allein in diesen drei Bran-
chen arbeitet ein Drittel der erwerbstä-
tigen Hartz-IV-Aufstocker“, so der DGB-
Vorsitzende.

Er bekräftigte die Forderung seiner
Organisation, einen Mindestlohn von zu-
nächst 7,50 Euro je Stunde als „unterste
Haltelinie gegen Lohndumping“ einzu-
führen. Die Zunahme der aufstockenden
Hilfen auch im vergangenen Auf-
schwung belege, dass einige Unterneh-
men die Löhne drückten, weil es Hartz
IV als Zuzahlung gebe. Deutschland sei
einer der größten Niedriglohnsektoren
in Europa. Das sei ein „Armutszeugnis
für unser reiches Land“. mi

„Arm trotz Arbeit“
DGB kritisiert steigende Zahl der Aufstocker

Es ist es ein bekanntes Problem: Ältere
Arbeitslose haben es schwer, eine Stelle
zu finden. Das Bundesprogramm Per-
spektive 50 plus soll die Integration äl-
terer Menschen auf dem Arbeitsmarkt
erleichtern. Um ihnen in der Region ei-
ne Perspektive zu geben, kooperieren
die Arbeitsgemeinschaften Leipzig, De-
litzsch und Leipziger Land mit den Pro-
jekten Opus 50 plus und Jobformat 
50 plus. Gestern zogen sie eine durch-
wachsene Bilanz. 

„Die erste Jahreshälfte 2008 verlief
nicht so erfolgreich“, gab Andreas Zehr
von der Arbeitsgemeinschaft Leipzig
zu, wies aber gleichzeitig darauf hin,
dass sich die Situation dann in der
zweiten Jahreshälfte verbessert habe.
„Positiv ist auch, dass 95 Prozent aller
vermittelten Arbeitskräfte in unbefris-
teten Stellen sind.“

Frank Schott, Geschäftsführer von
Arbeit und Leben, berichtete über die
Ergebnisse des Projekts Opus 50 plus.
Seit dem Beginn vor drei Jahren wur-
den 380 ehemalige Langzeitarbeitslose
ab 50 Jahren in rund 300 Unterneh-
men untergebracht. Im Projekt wird
vor allem mit Personalforen und Kon-
taktbörsen gearbeitet. 

Auf Fortbildungen und Seminare

setzt hingegen die Puul GmbH mit Job-
format 50 plus. Sie hat schon mit 220
Unternehmen erfolgreich zusammen-
gearbeitet und legt die Latte für 2009 
hoch. „Unser Ziel ist es, 140 Menschen
in Beschäftigung zu bringen. Das ist 
anspruchsvoll, aber realistisch“, erklär-

te Geschäftsführer Torsten Oertel. 
Dabei liege der Schwerpunkt im kauf-
männischen und Dienstleistungsbe-
reich.

Mit dem Projekt Opus hat auch die
Leipziger Firma GMR (Gesellschaft für
Metallrecycling) zusammengearbeitet,

die in München mit dem Preis „Unter-
nehmen mit Weitblick“ ausgezeichnet
wurde. Die Ehrung erhielt die Firma
aber nicht nur, weil sie zwei ältere Mit-
arbeiter, die sie über das Projekt ken-
nen gelernt hatte, einstellte. Sie betreibt
auch eine perspektivische Personalent-
wicklung und setzt auf Belegschaften,
in denen Menschen fast aller Altersstu-
fen arbeiten. Von den 17 Beschäftigten
sind mehr als die Hälfte älter als 50
Jahre. Geschäftsführer Wolfgang Mo-
thes hat nur positive Erfahrungen mit
älteren Arbeitnehmern gemacht. „Sie
arbeiten verantwortungsbewusst und
mit viel Pflichtgefühl – Dinge, die man
bei jüngeren Menschen manchmal ver-
misst“, sagt Mothes, der betont, dass
ein einzelner Fehler in der Arbeit mit
gefährlichen Stoffen zum Ruin der Fir-
ma führen könne. Schließlich gehöre
im Recycling-Unternehmen der Um-
gang mit Quecksilber und radioaktiven
Stoffen zum Alltag.

Auch die 50-jährige Marion Grass hat
gute Erfahrungen gemacht. Sie wurde
nach über einem Jahr Arbeitslosigkeit
im Jobformat 50 plus betreut, weiterge-
bildet und ist nun Geschäftsstellenleite-
rin der sozialen Hauswirtschaftsdienste
in Leipzig. Kerstin Leppich

Mit 50 noch kein altes Eisen
Arbeitsgemeinschaft zieht Bilanz zum Beschäftigungspakt für Ältere / Leipziger Unternehmen ausgezeichnet

Recyceltes Quecksilber: Jörg Müller, Peter Krüger, Frank Germer, Andreas Zehr, Frank
Schott, Marion Grass und Wolfgang Mothes (von links) bestaunen das Produkt der Fir-
ma GMR. Foto: Andreas Döring
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Gegründet 1894

Die Leipziger FDP hofft, nach der Land-
tagswahl im August mit zwei Parla-
mentariern in Dresden vertreten zu
sein. Kreisvorsitzender Sven Morlok
wurde, wie berichtet, am Wochenende
auf Platz drei der Landesliste gewählt.
Schafft die FDP den Einzug in den
Landtag, ist Morlok mit Sicherheit da-
bei. Kommen die Liberalen auf zehn
Prozent – bei der Wahl 2004 waren es
5,9 Prozent – „dann sind wir sogar zu
zweit“, sagte Morlok gestern. Die Leip-
zigerin Isabel Siebert, Büroleiterin des
FDP-Europaabgeordneten Holger
Krahmer, wurde auf Platz 13 der Liste
gewählt. Das würde dann reichen.

In diesem Fall wäre auch Anja Jonas
aus Markkleeberg Landtagsabgeordne-
te. Die Sozialpädagogin holte sich Platz
zehn der Landesliste. mi

Landtagswahl

FDP sieht Chance auf 
weitere Sitze
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